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1. Problemstellung 

Die Durchführung von Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen bei Eingriffen in Natur und Landschaft 
stellt Vorhabensträger häufig vor Probleme. Mitt­

lerweile beginnen verfügbare Flächen, die für Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen geeignet sind, 
knapp zu werden und der Zweck der Maßnahmen, 

die Kompensation von Eingriffsfolgen, tritt vielfach 
hinter Fragen der Flächenbeschaffung und -Verwal­
tung zurück. Hierbei ist auch festzustellen, daß man­
cherorts bereits eine Konkurrenz verschiedener 
Vorhabensträger um Flächen für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen stattfindet. Gleichzeitig sind 
Grundeigentümer immer weniger oder nur gegen 
einen verhältnismäßig hohen finanziellen Aus­

gleich bereit, Flächen zur Durchführung von Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Verfügung zu 
stellen. 

Diese Problematik der Realisierung von Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen tritt im speziellen 

Fall der Eingriffe durch Freileitungen verstärkt zu­
tage. Der Bau von Freileitungen der Energieversor­

gung zieht vielfach Beeinträchtigungen der Vogel­

welt und des Landschaftsbildes nach sich und stellt 

daher einen Eingriff in Natur und Landschaft im 
Sinne des Naturschutzrechtes dar. Dieser Eingriff 

bedarf der Genehmigung. Eine Voraussetzung für 

diese Genehmigung ist die Durchführung von Aus­

gleichs- und Ersatzmaßnahmen durch den Vorha­
bensträger. Gerade diese Durchführung von Aus­

gleichs- und Ersatzmaßnahmen gestaltet sich in der 
Praxis jedoch bei Freileitungen oftmals schwieriger, 
als bei anderen Maßnahmen. Die Gründe hierfür 
sind vielschichtig. Ausschlaggebend sind dabei Be­

sonderheiten der Zuordnung von Eingriff und Aus­
gleich sowie Besonderheiten des Planungsverfah­
rens ohne Planfeststellung d.h. auch ohne die Mög­

lichkeit zur Enteignung von Ausgleichsflächen und 

die Besonderheit des Flächenerwerbs durch Dienst­
barkeiten. Im nachfolgenden Beitrag wird diese 
Problernstellung kurz umrissen und anschließend 

werden mögliche Wege zur Lösung der Probleme 

aufgezeigt. 

2. Besonderheiten bei Planung und Bau 
von Freileitungen 

2.1 Besonderheiten des Eingriffs 
durch Freileitungen 

Ein grundlegender Unterschied zwischen Eingrif­

fen durch eine Freileitung und anderen Bauvorha­

ben, besteht darin, daß der Bau von Freileitungen 

auch bei sehr großer linearer Ausdehnung nur mit 

einem geringen Flächenverbrauch verbunden ist. 

Bei den meisten Bauvorhaben (z.B. durch Gebäude 
oder Straßenbau) entstehen Eingriffe, indem Flä­

chen grundlegend umgestaltet werden. Zumeist 
werden hierbei Flächen versiegelt oder (z.B. bei 

Rohstoffabbau) vorhandene Böden und Vegetation 
vollständig abgetragen. Bei Freileitungen werden 

Flächen nicht vergleichbar beeinträchtigt. Die stärk­
sten Beeinträchtigungen durch Freileitungen hinge­
gen (Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und 
der Vogelwelt) werden im Luftraum hervorgerufen. 

Aus diesem Grund sind die Möglichkeiten zur Rea­
lisierung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, 
die im Rahmen der Eingriffs-/ Ausgleichsregelung 

z.B. bei der Bauleitplanung, anderen Einzelvorha­

ben oder für den Ausbau von Fließgewässern ge­
schaffen wurden, bei Freileitungen nicht anwend­

bar, da sie sich nicht auf vergleichbare Eingriffstat­

bestände beziehen. 

Bei den Eingriffen im Luftraum ist eine eindeutige 

räumliche Zuordnung von Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen zu einzelnen Eingriffsaspekten nicht 

gewährleistet. Sowohl Maßnahmen zur Verbesse­

rung des Landschaftsbildes als auch Maßnahmen 

zur Kompensation möglicher Vogelverluste durch 
eine Freileitung müssen in der Regel mit räumli­
chem Abstand zum Eingriffsort konzipiert werden, 

um wirksam zu sein. Die Anlage z.B. eines Nah­

rungsbiotops für Großvögel in unmittelbarer Nähe 

der eingreifenden Freileitung würde das Gefilir­

dungspotential, das von der Leitung ausgeht, ver­
größern, anstatt ausgleichend oder kompensierend 

zu wirken. 

Mit dem erforderlichen räumlichen Abstand der 
Ausgleichs- tmd Ersatzmaßnahmen zur geplanten 

Freileitung finden sich zumeist mehrere Flächen, 
die geeignet und groß genug sind, um die Maßnah­

men durchzuführen, so daß eine Zwangsbelastung 
einer bestimmten Fläche zur Durchführung von 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen fachlich nicht 

eindeutig begründet werden kann. Dieses Problem 
besteht analog auch bei Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen für Eingriffe in das Landschaftsbild. 

Die Unterschiede von Eingriff und Ausgleich/Er­

satz bei Freileitungen im Vergleich zum Straßenbau 
sind in Abbildung 1 schematisch dargestellt. 

Anders als beispielsweise bei Maßnahmen des 
Straßenbaus ist ein unmittelbarer räumlicher Zu­

sammenhang zwischen der Durchführung der 

Maßnahmen und der Lage entstehender Eingriffe 
bei einer Freileitung nicht gegeben. Eingriffs-
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schwerpunkte durch einen Straßenbau liegen z.B. in 
den Bereichen: 

Flächenverbrauch, Bodenversiegelung, Grund­
wasser, Fließgewässer, Kleinklima, Tierwande­
rungen und Bodenveränderungen. 

Diese Auswirkungen entstehen unmittelbar am Ort 
des Eingriffs auf den an die Straßentrasse angren­
zenden Flächen. Dementsprechend kann eine Kom­
pensation der Eingriffsfolgen mit Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen unmittelbar am Ort des Eingriffs 
angestrebt werden. Mögliche Ausgleichs- und Er­
satzmaßnahmen hierfür können sein: 

Naturnahe Gestaltung von Fließgewässern, 
Straßenrandgestaltung durch Pflanzmaßnah­
men, Aufforstungen, "Krötentunnel" etc. 

Die Eingriffsschwerpunkte des Freileitungsbaus 
liegen in den Bereichen: 

Landschaftsbild, A vifauna, Biotope{Vegetati­
onsflächen 

Die Eingriffsfolgen sind hierbei vielfach in einiger 
Entfernung feststellbar (Fernwirkung).  Mit Aus­
nahme der Eingriffe in Biotope{Vegetationsflächen 
(Kompensation z.B. durch Mastfußbiotope) ist bei 
den Eingriffsschwerpunkten einer Freileitung die 
Kompensation unmittelbar am Ort des Eingriffs 
i .d.R. nicht möglich. Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen können nur mit erheblichem räumli­
chen Abstand wirksam werden. Solche Maßnahmen 
sind z.B.: 

Habitate für bestimmte, betroffene V ogelarten, 
Pflanzungen zur Sichtabschirmung und zur 
Landschaftsstrukturierung, Aufbau von Wald­
rändern. 

Aufgrund dieser vom Eingriffsort entfernten Lage 
der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist eine ein­
deutige Notwendigkeit der Durchführung von 
Maßnahmen auf einer bestimmten Fläche i.d.R. 
nicht gegeben. Es bieten sich zumeist mehrere Flä­
chen mit gleicher Eignung zur Durchführung der 
Maßnahmen an. 

2.2 Besonderheiten 
des Planungsverfahrens 

Zur Verdeutlichung der Unterschiede des Planungs­
und Genehmigungsverfahren bei Freileitungen im 
Gegensatz zu anderen Maßnahmen wird nachfol­
gend zunächst der Planungsablauf bei Straßenbau­
vorhaben skizziert. 

Bei Vorhaben des Straßenbaus wird ein Planfest­
stellungsverfahren durchgeführt. Dieses Planfest­
stellungsverfahren endet mit einer Genehmigung 
des Vorhabens und deckt alle fachlichen Aspekte 
von Einzelgenehmigungen und privatrechtliehen 
Belangen ab. Inhalt des Planfeststellungsverfahrens 
ist z.B. auch die naturschutzrechtliche Eingriffsge­
nehmigung, die auf der Grundlage eines Land­
schaftspflegerischen Begleitplans erfolgt. Im Land­
schaftspflegerischen Begleitplan werden Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen ermittelt und par-

zellenscharf festgelegt. Diese Maßnahmen sind Teil 
des Planfeststellungsbeschlusses und müssen in je­
dem Fall realisiert werden. Ist hierbei eine privat­
rechtliche Einigung über die benötigten Flächen 
nicht möglich, so können diese zwangsweise, über 
Enteignung bereitgestellt werden. 

Grundsätzlich anders gestaltet sich das V erfahren 
bei Freileitungen der öffentlichen Stromversor­
gung. Planungsverfahren für Freileitungsbauvorha­
ben ist das Raumordnungsverfahren. Dieses Ver­
fahren endet in der Regel mit einer raumordnen­
sehen Beurteilung die einen groben Trassenverlauf 
festschreibt (Maßstab 1 :25.000). Auf der Grundlage 
dieser raumordnensehen Beurteilung müssen vor 
Baubeginn die erforderlichen Einzelgenehmigun­
gen (z.B. naturschutzrechtliche Genehmigung) 
durch den Vorhabensträger eingeholt werden. 

Auch für die naturschutzrechtliche Genehmigung 
bei Freileitungen werden in der Regel Eingriffs- und 
Ausgleichspläne erstellt, in denen Eingriffe ermit­
telt und notwendige Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen festgelegt werden. Zur Durchführung die­
ser naturschutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen bei Freileitungen besteht jedoch keine 
Möglichkeit zur Enteignung oder Zwangsbelastung 
bestimmter Flächen. Da somit kein rechtlicher An­
spruch auf bestimmte Flächen für Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen besteht können diese nur auf pri­
vatrechtlichem Wege, mit Zustimmung der Eigen­
tümer bereitgestellt werden. 

2.3 Besonderheiten 
des Flächenerwerbs 

Bei den meisten Vorhaben, die mit Eingriffen in 
Natur und Landschaft verbunden sind, befmden sich 
die Flächen, auf denen der Eingriff stattfmdet, be­
reits im Eigentum des Verursachcrs oder werden zur 
Durchführung des Planungsvorhabens erworben. 
Nicht so bei Freileitungen. Für den Bau und Betrieb 
einer Freileitung erfolgt kein Erwerb von Grundflä­
chen durch die Energieversorgungsunternehmen. 
Die Maststandorte sowie die von den Leitungsseilen 
überspannte Fläche werden lediglich durch Eintra­
gung von Dienstbarkehen gesichert. Durch diese 
besondere Form der Flächenbereitstellung besteht 
nicht die Möglichkeit - wie z.B. im Straßenbau - an 
die Maßnahme angrenzende Flächen zur Durchfüh­
rung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu 
erwerben, oder - wie z.B. beim Rohstoffabbau -
anfallende "Restflächen" zur Gestaltung von Maß­
nahmen zu nutzen. 

3. Konzepte zur Umsetzung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Die vorangehend erläuterten Problembereiche und 
ihre Auswirkungen auf die Realisierung von Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen bei Freileitungen 
sind in Abbildung 2 dargestellt. Es wird hierbei 
ersichtlich, daß eine besondere Vorgehensweise er-
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forderlich ist, und daß unterschiedliche Konzepte 
für die Umsetzung in Betracht gezogen werden 
können. 

3.1 Rahmenbedingungen 

Als Voraussetzung für die unterschiedlichen Kon­
zepte sind zunächst einige Randbedingungen zu 
klären. Dies ist zum einen die Frage wie mit der 
Flächenbeschaffung und den Kosten hierfür unzu­
gehen ist, zum anderen die Frage mit welchem 
Verrechnungsmodus der "Ausgleichswert" bei un­
terschiedlichen Vorgehensweisen (Konzepten) ver­
glichen werden kann. Diese beiden Fragestellungen 
werden nachfolgend erläutert. 

Die Gesetzgebung schreibt die Durchführung von 
Maßnahmen vor, die dazu dienen, den Eingriff zu 
kompensieren. Wie die dafür notwendigen Flächen 
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sichergestellt werden, ist rechtlich nicht geregelt. 
Weil aber die verschiedenen Möglichkeiten, Flä­
chen zu beschaffen, unterschiedlich viel kosten, 
muß es einen Weg geben, die Kosten für die Flä­
chenbeschaffung in der Eingriffs- und Aus­
gleichsbilanz zu berücksichtigen. Die Kosten für die 
Flächenbeschaffung können mit der im Eingriffs-, 
Ausgleichsplan ermittelten Ausgleichsgröße jedoch 
nicht verrechnet werden, weil sich Geld und ökolo­
gische Qualitäten nicht direkt vergleichen lassen. 
Da Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen neben der 
Flächengröße auch von der Qualität definiert wer­
den, ist es notwendig, eine Verrechnungseinheit 
einzuführen, mit der Umfang und Art der Maßnah­
men gleichermaßen erlaßt werden können. 

Als Verrechnungsmodus bietet sich die Monetari­
sierung der Maßnahmen an, weil sich Flächenqua­
litäten und deren Herstellung nachvollziehbar in 



Geld ausdrücken lassen. Hier geht es nicht um die 
Berechnung einer Ausgleichszahlung, sondern ex­
plizit darum, einen Ausgleichswert zu ermitteln, in 
dessen Größenordnung Maßnahmen durchgeführt 
werden sollen. Dazu werden die Kosten für die 
Herrichtung und Pflege der Maßnahmen zugrunde­
gelegt. Als Bezugsgröße für die Umrechnung in 
Geldbeträge kann beispielsweise die Landschafts­
pflegerichtlinie des Landes Baden-Württemberg 
herangezogen werden. Die Kostenermittlung der 
Pflegemaßnahmen richtet sich nach den Rahmen­
sätzen für Entschädigungszahlungen, wie sie die 
Richtlinie bei Nutzungsbeschränkungen vorsieht. 
Pflanzungen werden gesondert berechnet. Daraus 
ergeben sich Rahmensätze, die für jeden ha eines 
Maßnahmentyps anzusetzen sind. In den Gesamtbe­
trag, der dem Maßnahmenbedarf entspricht, sind 
sowohl die Flächengrößen, auf denen Maßnahmen 
erforderlich sind, wie auch die ökologische Qualität 
der Maßnahmen eingegangen. Diese Kosten bezie­
hen sich jedoch lediglich auf die Schaffung ökolo­
gischer Ausgleichsqualitäten durch Nutzungsände­
rung und nicht auf den Grunderwerb. 

Zur Bereitstellung von Flächen bestehen folgende 
vier Möglichkeiten: 

Grunderwerb mit und ohne Anrechnung der 
Kaufsumme 
Ist z.B. der Erwerb von Grundstücken notwen­
dig, stellt sich die Frage, ob diese Kosten auf den 
ermittelten Ausgleichswert angerechnet werden 
können, da ein Flächenerwerb zur Durchfüh­
rung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ge­
setzlich weder gefordert noch vorgesehen ist. 
Wie der Grunderwerb in die Ausgleichsbilanz 
eingeht, wird in der Praxis unterschiedlich ge­
handhabt. Die Bandbreite reicht von der voll­
ständigen Anrechnung der Grunderwerbskosten 
auf die Ausgleichsgröße bis zur völligen Nicht­
anrechnung. Nach Kenntnis der Autoren liegen 
aus der Rechtssprechung keine Grundsatzurteile 
zu dieser Frage vor. Wenn Flächen erworben 
werden, sollten bei marktüblichen Grundstück­
spreisen von 2,- bis 8,-DM/m2 für landwirt­
schaftliche Nutzflächen die Kosten auf die 
Maßnahmenkosten angerechnet werden. Bei 
höheren Preisen ist eine Anrechnung dagegen 
nicht sinnvoll, da hierdurch Spekulationen zu 
Lasten der Maßnahmen begünstigt würde. 

Unentgeltliche Überlassung 
Flächen können durch Grundbucheintragung für 
Maßnahmen sichergestellt werden, wenn sich 
Eigentümer finden, die dem EVU geeignete Flä­
chen unentgeltlich überlassen. Weil hier keine 
Kosten für die Bereitstellung des Grundstücks 
anfallen, können in voller Höhe des Ausgleichs­
wertes, der dem Ausgleichsumfang entspricht, 
Maßnahmen durchgeführt werden. 

Pachtverträge 
Es besteht die Möglichkeit Pachtverträge mit 
langer Laufzeit abzuschließen. Dabei wird der 

Betrag für die Pacht als Einmalzahlung zu Be­
ginn der Pachtzeit entrichtet und für die gesamte 
Laufzeit diskontiert. 

Nutzungsausfallentschädigung 
Hierbei wird, analog zu staatlichen Förderpro­
grammen, für eine bestimmte Art der Flächen­
nutzung und Bewirtschaftung (z.B. extensive 
Grünlandnutzung) ein Geldbetrag entrichtet, 
und hierdurch der Einnahmenausfall gegenüber 
der vorherigen Nutzungsweise entschädigt. 

Diese grundsätzlichen V orgehensweisen werden in 
der Planungspraxis in allen Variationen angewendet 
und miteinander kombiniert. Durch die Monetari­
sierung wird es möglich, den Ausgleichswert bei 
den verschiedenen Vorgehensweisen zu verglei­
chen. 

Nur wenn keine der vorgestellten Möglichkeiten, 
Flächen für Maßnahmen sicherzustellen, in Be­
tracht kommt und die Maßnahmen deswegen nicht 
realisiert werden können, kann der Eingriff durch 
eine Ausgleichszahlung abgegolten werden. Wenn 
es rechtlich vorgesehen ist, wird diese in Form einer 
Ausgleichsabgabe oder eines Ersatzgeldes an die 
dafür vorgesehene Stelle entrichtet. Andererseits 
kann der Geldbetrag des Ausgleichswertes zweck­
gebunden für Naturschutz- und Landschaftspflege­
maßnahmen an die betroffenen Gemeinden oder 
Landkreise gezahlt werden. Auch hierfür stellt die 
Monetarisierung der Maßnahmen eine Grundlage 
dar. Eine Geldzahlung, die sich anhand der Maß­
nahmen ausrechnen läßt, stellt hierbei ein Äquiva­
lent für die Maßnahmen dar und darf nicht nicht mit 
einer Ausgleichsabgabe verwechselt werden, die 
z.B. in Baden - Württemberg auf der Grundlage der 
dortigen Ausgleichsabgabenverordnung allein nach 
der überspannten Fläche berechnet wird. 

3.2 Konzepte zur Realisierung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Mit diesen aufgeführten Schwierigkeiten sind alle 
konfrontiert, die als Vorhabensträger, als Genehmi­
gungsbehörde oder als Landschaftsplaner mit Vor­
haben des Freileitungsbaus befaßt sind. Dies führt 
auch dazu, daß die Umsetzung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen überall unterschiedlich gehand­
habt wird. Zur Bewältigung der dargelegten Proble­
me werden im vorliegenden Artikel Lösungsansätze 
vorgestellt, die in der Planungspraxis angewendet 
werden können. 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, den für den 
Eingriff erforderlichen Ausgleich durch eine ver­
tragliche Vereinbarung zwischen EVU und Geneh­
migungsbehörde festzusetzen. Diese vertragliche 
Regelung kann aufgrund einer Eingriffs-/Aus­
gleichserrnittlung in einem Eingriffs- und Aus­
gleichsplan erfolgen. Falls keine vertragliche Rege­
lung des Ausgleiches stattfindet, ist die Kompensa­
tion der Eingriffsfolgen dann gewährleistet, wenn 
die in einem Eingriffs-, Ausgleichsplan ermittelten 
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Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen umgesetzt wer­
den. Für das EVU besteht hierbei die Schwierigkeit 
im Eingriffs- und Ausgleichsplan Flächen aufzei­
gen zu müssen, ohne daß eine rechtlich gesicherte 
Zugriffsmöglichkeit auf diese Flächen besteht. So­
mit wird die Umsetzung von Maßnahmen zur zen­
tralen Frage, die wiederum eng an die Verfiigbarkeit 
von Flächen, auf denen die Maßnahmen durchge­
führt werden können, gebunden ist. Vor diesem 
Hintergrund wird versucht, das Problem durch Nut­
zung gemeindeeigener Flächen oder Flächen der 
öffentlichen Hand zu lösen. Da dieser gesamte Pro­
blemkomplex derzeit wenig strukturiert angegan­
gen wird und zusätzlich noch mit Fragen der An­
rechnung von Grundstückskosten belastet ist, soll 
nachfolgend geklärt werden, wie die Fragen der 
Flächenbereitstellung bei Freileitungsplanungen 
systematisch gehandhabt werden können. 

Für die angesprochene Thematik werden vier Lö­
sungskonzepte vorgestellt, die den unterschiedli­
chen Fallkonstellationen Rechnung tragen. Diese 
vier Konzepte sind in Abbildung 3 übersichtlich 
dargestellt. 

3.2.1 Vertragskonzept 

Mit dem "Vertragskonzept" wird nachfolgend eine 
schriftliche Vereinbarung über den Umfang von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bezeichnet 
ohne daß dafür eine Planung im Sinne einer Ein­
griffs-, Ausgleichsermittlung vorgelegt wird. 

Da Freileitungen keine Fachplanungen im Sinne § 
8 BNatG sind, ist die Aufstellung eines Land­
schaftspflegerischen Begleitplanes, für Freileitun­
gen nicht zwingend erforderlich. Die Genehmi­
gungsbehörde entscheidet hierbei ob für die Beur­
teilung und Genehmigung des Freileitungsbauvor­
habens ein solcher Plan erforderlich ist oder nicht. 
Grundsätzlich besteht daher von Seiten der Geneh­
migungsbehörde auch die Möglichkeit den erfor­
derlichen Ausgleich qualitativ festzulegen und ab­
zustimmen. Die Genehmigungsbehörde hat die 
Möglichkeit die Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men mit dem EVU vertraglich zu vereinbaren. 

Voraussetzung für das Vertragskonzept ist, daß sich 
die Genehmigungsbehörde über den erforderlichen 
Ausgleich im Klaren und mit dem EVU über diese 
Höhe einig ist. Als Ausgleich können biotop- oder 
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landschaftsgestaltende Maßnahmen vereinbart wer­
den oder andere ausgleichende Maßnahmen, wie 
der Umbau vogelgefahrdender Einrichtungen oder 
der Abbau vorhandener Leitungen. Dieses Vetrags­
konzept kann jedoch nur funktionieren, wenn die 
Notwendigkeit und die Art der Durchführung der 
Maßnahme unstrittig ist. Die V orteile dieser Rege­
lung liegen im einfachen Verfahrensablauf, bei dem 
auch unkonventionelle Lösungen vereinbart wer­
den können. Da jedoch Eingriff und Ausgleich nicht 
fachlich abgeleitet werden, sind die vereinbarten 
Ergebnisse schwer nachzuvollziehen. Deswegen 
stößt diese Vorgehensweise oft auf geringe Akzep­
tanz. Obwohl rein rechtlich die Möglichkeit für eine 
vertragliche Vereinbarung besteht, kommt diese in 
der Praxis selten zur Anwendung. In der Regel 
werden in einem Eingriffs-, Ausgleichsplan Maß­
nahmen ermittelt, die dann umgesetzt werden müs­
sen. 
Der Sonderfall des "Vertragskonzeptes", über den 
in der Vergangenheit der größte Teil der Aus­
gleichsbelange bei Freileitungen geregelt wurde, 
kann aus naturschutzfachlicher Sicht in Einzelfallen 
auch heute noch sinnvoll sein. Die vertragliche V er­
einbarung kommt jedoch nur noch bei kleineren und 
unstrittigen Maßnahmen in Frage, weil inzwischen 
naturschutzfachliche Eingriffs- und Ausgleichsbe­
trachtungen, die von allen Verfahrensbeteiligten 
nachvollzogen werden können, erwartet werden. 

3.2.2 Eigentümerkonzept 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen können einfach 
realisiert werden, wenn das EVU Eigentümer geeig­
neter Flächen in räumlichem Zusammenhang mit 
der geplanten Maßnahme ist und diese für Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen nutzen kann . Dabei 
muß gewährleistet sein, daß die erforderlichen 
Maßnahmen sinnvoll auf diesen Flächen umgesetzt 
werden können. So sind Wiesenbrüterbiotope oder 
Großvogeljagdgebiete unter der Trasse nicht sinn­
voll. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so ist die 
Vorgehensweise durch bestehende Rechtsgrundla­
gen abgesichert. In der Planungspraxis besteht diese 
Möglichkeit jedoch nur bei Vorhaben mit geringem 
Ausgleichs- und Ersatzbedarf. Gute Realisierungs­
aussichten nach diesem Konzept bestehen bei 
Maßnahmen in Verbindung mit der Errichtung von 
Umspannanlagen, da hier i.d.R. Flächen im Eigen­
tum des EVU vorhanden sind oder zusammen mit 
der Umspannanlagenfläche erworben werden kön­
nen. 

Wenn keine vertragliche Vereinbarung über den 
Ausgleich möglich ist, werden in einem Eingriffs-, 
Ausgleichsplan Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
ermittelt. Die geringsten Schwierigkeiten bei der 
Realisierung dieser Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men treten auf, wenn ein Vorgehen nach dem "Ei­
gentümerkonzept" möglich ist, d.h. wenn das Ener­
gieversorgungsunternehmen geeignete Flächen für 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen besitzt. Da sich 
geeignete Flächen nur selten im erforderlichen Um-

fang im Eigentum des Energieversorgungsunter­
nehmens befmden, besteht diese Möglichkeit in der 
Regel nur bei Maßnahmen mit geringem Bedarf an 
Ausgleichsflächen. 

3.2.3 Vereinskonzept 

Besteht die Möglichkeit zur Umsetzung von Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen auf EVU - eigenen 
Flächen nicht, so müssen andere Wege gefunden 
werden. Eine günstige Möglichkeit bietet das "Ver­
einskonzept". Dabei werden die im LBP ermittelten 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zunächst mone­
tarisiert. Der sich daraus ergebende Geldbetrag wird 
einem zu gründenden Verein, Stiftung, Gesellschaft 
o.ä. zugeführt. Dieser Einrichtung sollen Träger der 
Landschaftspflege, Vertreter der Naturschutzbehör­
den und -verbände sowie des EVU angehören. Die 
Einrichtung organisiert die Umsetzung der im LBP 
vorgeschlagenen Maßnahmen, für die im LBP 
Suchräume festgelegt werden. Der Eingriff gilt 
dann als ausgeglichen, wenn für den ermittelten 
Ausgleichswert Flächen beschafft und hergerichtet 
sind sowie die Pflege gesichert ist. 

Diese Vorgehensweise, bei der die örtlichen Natur­
schutzvertreter beteiligt sind, ist vorteilhaft, weil 
dadurch die Maßnahmen in übergeordnete Konzep­
te von Natur- und Landschaftsschutz intergriert und 
Fehlplanungen sowie Flächenkonkurrenzen ver­
mieden werden können. Das EVU allein kann die­
sem naturschutzfachlichen Anspruch nicht gerecht 
werden. Weiterhin ist hier die Umsetzungs- und 
Erfolgskontrolle einfach zu gewährleisten. Das Ver­
einskonzept ist insbesondere für großräumige Ein­
griffe mit hohem Kompensationsbedarf geeignet. 

Wenn keine EVU-eigenen Flächen vorhanden sind, 
hat sich das "Vereinskonzept" als günstiger Weg 
erwiesen und ist insbesondere bei großräumigen 
Freileitungstrassen sinnvoll. Hiermit können groß­
flächige Maßnahmen zur strukturellen V erbesse­
rung sukzessiv geplant und umgesetzt werden. 
Durch die Beteiligung maßgeblicher Stellen von 
Naturschutz und Landschaftspflege ist eine Einbin­
dung in übergeordnete Konzepte gewährleistet. 
Gleichzeitig wird die Konkurrenz um Flächen für 
Naturschutzzwecke vermieden. Weiterhin kann die 
jeweils günstigste Form der Flächenbeschaffung 
gewählt werden (Flächensicherung über Erwerb, 
Pacht oder durch Subventionszahlungen). 

3.2.4 Überlassongskonzept 

Eine weitere Alternative ist das "Überlassungskon­
zept", bei dem die Flächenbeschaffung für die im 
LBP festgelegten Maßnahmen durch unentgeltliche 
Überlassung durch den Eigentümer erfolgt. Das 
EVU sichert sich auf diese Weise private oder öf­
fentliche Flächen, auf denen Maßnahmen durchge­
führt werden. Voraussetzung ist, daß die jeweiligen 
Grundstückseigentümer zur Duldung der Maßnah­
men bereit sind. Erfolgt diese Überlassung nicht 
unentgeltlich bestehen weiterhin die Möglichkeit 
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Prüfrahmen zur Realisierung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen I 
Ist eine vertragliche Vereinbarung über 

Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen (z.B. 
Umbau an bestehenden Freileitungen) 

möglich? 

Nein 

• 
Eingriffs-/ Ausgleichsplan ennittelt 

Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen . 

• 
Sind nach Art und Umfang geeignete 

Flächen 
im Besitz des Vorhabensträgers? 

I 
Nein 

I 

�Ja___... Erfüllung der vertraglichen Vereinbarung. 
-... Ende des Verfahrens. 

f-
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme·n werden 

Ja_. auf diesen Flächen durchgeführt. Ende des 
Verfahrens. 

Entwedef�------------------------,Oder�------------------------------,� 
+ 

Die im Eingriffs-/Ausgleichsplan 
ennittelten 

Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen werden in 
Geldbeträge umgerechnet 

(Monetarisierung). 

., 
Der ennittelte Geld betrag wird an einen 

Verein I Verband gezahlt. Dieser 
organisiert die Umsetzung der 

Ausgleichs- und Ersatzmaß nahmen. 

Ja __ LI . 
Nem 

Ausgleichs- und 
Ersatzmaß­

nahmen werden 
durchgeführt. 

Ende des 
Verfahrens. 

Abbildung 4 
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an betroffene 

Gemeinden 
bezahlt. Ende 

des Verfahrens. 



einer dinglichen Sicherung mit entsprechender Ent­
schädigung oder die Möglichkeit einer langfristigen 
Pacht oder des Flächenerwerbs. 
Das Konzept ist rechtlich möglich und kann bei 
Freileitungsbauvorhaben jeder Größe umgesetzt 
werden. Das "Überlassungskonzept" kann insbe­
sondere erfolgreich eingesetzt werden, wenn in ei­
nem Raum geeignete Flächen in großem Umfang 
zur Verfügung stehen. 
Problematisch stellt sich dabei die Situation in Ver­
dichtungsräumen dar, da hier aufgrund der Nut­
zungsdichte eine Überlassung von Grundstücken 
nur selten möglich ist. Auch können bei diesem 
Konzept zumeist keine großen zusammenhängen­
den Flächen bereitgestellt werden. Weiterhin ist die 
Einordnung der verfügbaren Flächen in übergeord­
nete Konzepte von Naturschutz und Landschafts­
pflege in der Regel nicht gewährleistet, da sich die 
Auswahl der Maßnahmen nach der Verfügbarkeit 
von Grundstücken richtet. Dadurch kann es auch zu 
einer Flächenkonkurrenz verschiedener Träger 
kommen. Der Umfang notwendiger Verhandlungen 
und der Zeitbedarf zur Flächenbeschaffung ist nur 
schwer einzugrenzen. Kann bei diesem Konzept die 
Überlassung geeigneter Flächen zur Realisierung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durch das 
Energieversorgungsunternehmen nicht, oder nicht 
in vollem Umfang erzielt werden, so ist eine Mone­
tarisierung der nicht durchgeführten Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen erforderlich. Der hierbei er­
mittelte Geldbetrag wird vom EVU zweckgebunden 
für Naturschutzziele an die betroffenen Gemeinden 
bzw. Landkreise gezahlt. 

4. Prüfrahmen zur Realisierung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Die vorgestellten Konzepte zeigen, wie bei Freilei­
tungsplanungen Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men realisiert werden können. Aus den beschriebe­
nen Konzepten kann nun jeweils vorhabensbezogen 
die günstigste V argeheusweise ausgewählt werden. 
Eine grundsätzliche Präferenz für ein bestimmtes 
Verfahren besteht zumindest aus ökologisch - land­
schaftspflegerischen Gesichtspunkten nicht. Auch 
aus rechtlicher Sicht sind die genannten Möglich­
keiten in der Regel als gleichwertig einzustufen. 
Eine Ausnahme bildet hierbei die Ausgleichszah­
lung, die das Naturschutzgesetz nur dann vorsieht, 
wenn andere Möglichkeiten zur Durchführung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht bestehen. 
Der Entscheidungsweg zur Ermittlung des geeigne­
ten Verfahrens ist in dem Prüfrahmen, Abbildung 4 
dargestellt. 
Dieser Prüfrahmen zeigt den Ablauf einer mögli­
chen Entscheidungsfindung. Hierbei wird zunächst 
geprüft, ob die Möglichkeit einer vertraglichen V er­
einbarung zur Regelung des Ausgleichs besteht. 
Gibt es diese Möglichkeit nicht, wird die Aufstel­
lung eines Eingriffs- und Ausgleichsplanes zur Er­
mittlung von Art und Umfang von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen erforderlich. Das weitere Vorge-

hen richtet sich im wesentlichen nach der Verfüg­
barkeit von Flächen. Besitzt das EVU geeignete 
Flächen so können Maßnahmen hierauf gestaltet 
werden. Besitzt das EVU keine geeigneten Flächen 
so ist ein weiteres Vorgehen nach dem Vereinskon­
zept oder nach dem Überlassungskonzept möglich. 
Ist das Vorgehen nach keinem dieser Konzepte 
möglich, muß eine Ausgleichszahlung geleistet 
werden. Dies ist jedoch nur dann möglich, wenn die 
rechtlichen Anforderungen für eine solche Aus­
gleichsabgabe bzw. ein Ersatzgeld erfüllt sind. Der 
Geldbetrag wird entweder einer zentralen Stelle zu­
geführt, von der aus Naturschutzmaßnahmen finan­
ziert werden. Aus naturschutzfachlicher Sicht und 
in der Öffentlichkeit wird diese V argeheusweise 
zumeist negativ bewertet, insbesondere dann, wenn 
die Geldmittel nicht für Maßnahmen im räumlichen 
Umfeld des Eingriffs verwendet werden. Alternativ 
hierzu ist die Zahlung eines "Ersatzgeldes" zu se­
hen. Dabei wird ein Geldbetrag in Höhe der nicht 
umsetzbaren Maßnahmen an einen Träger (Ge­
meinde, Naturschutzbehörde) mit der Zweckbin­
dung für landschaftspflegerische Maßnahmen ent­
richtet. 

5. Zusammenfassung 

Bei Freileitungen entstehen im Gegensatz zu flä­
chenverbrauchenden Maßnahmen Probleme bei der 
Realisierung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men. Die üblichen Konzepte zur Umsetzung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind für flä­
chenwirksamen Eingriffe (z.B. Straßenbau) ent­
wickelt und erweisen sich bei Freileitungen als un­
tauglich, weil weder ein naturschutzfachlicher noch 
ein rechtlicher Anspruch auf konkrete Ausgleichs­
flächen besteht und i.d.R. nicht genug EVU-eigene 
Flächen für Maßnahmen vorhanden sind. 
Deswegen kann die Realisierung von Maßnahmen 
nur über Konzepte erreicht werden, die das Problem 
der Flächenverfügbarkeit lösen. Vier Konzepte wer­
den vorgestellt. Beim Vertragskonzept wird der 
Ausgleich zwischen Genehmigungsbehörde und 
EVU vertraglich geregelt. Die übrigen Konzepte 
können nach der Art der Flächenbeschaffung als 
Eigentümerkonzept, Vereinskonzept und Überlas­
sungskonzept charakterisiert werden. Um die Flä­
chenbeschaffung in der Eingriffs-, Ausgleichsbi­
lanz berücksichtigen zu können, werden die ermit­
telten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen moneta­
risiert. Der daraus ermittelte Ausgleichswert gibt 
den Umfang für die durchzuführenden Maßnahmen 
vor. Nur wenn mit keinem der Konzepte Flächen 
beschafft werden können, kann der Ausgleich durch 
Zahlung eines Geldbetrages abgegolten werden. 

(Beitrag eingereicht: Juli 1996) 
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